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Von Michael Gehler

Eine Legende zum tür-
kischen Staatswap-
pen besagt: Ein Sul-

tan reitet nach geschlagener 
Schlacht an einem von toten 
Türken blutdurchtränkten 
Gewässer vorbei und sieht 
darin einen Halbmond und 
Stern. Tatsächlich ist die Tür-
kei eine Kriegsgeburt in zwei-
erlei Hinsicht: Ergebnis der 
Niederlage des Osmanischen 
Reichs im Ersten Weltkrieg 
und Produkt des Befreiungs-
krieges gegen Briten, Fran-
zosen, Italiener und Grie-
chen. Die Verteidigung ihrer 
Grenzen und die Wahrung 
der Unabhängigkeit waren 
Hauptanliegen des siegrei-
chen nationalen Freiheits-
helden Mustafa Kemal, der 
als „Atatürk“ („Vater der Tür-
ken“) einen säkularen Staat 
formte. Über ein Dutzend 
Kurdenaufstände schlug er 
in den 1920er-Jahren blutig 
nieder. Sein größter außen-
politischer Erfolg im Sinne 
türkischer Souveränität war 
die Regelung der Meeren-
genfrage durch den Vertrag 
von Montreux 1936. Nach 
seinem Tod 1938 hielt Nach-
folger Inönü an der äußeren 
Neutralitätspolitik fest, um 
die radikale Umgestaltung 
im Inneren abzusichern.  

Pfeiler im NATO-System

Während des Zweiten Welt-
kriegs begann eine bewusste 
Schaukelpolitik: Ankara la-
vierte klug zwischen Europa 
und den USA, d. h. zwischen 
Berlin, Moskau, London und 
Washington, um kurz vor 
Kriegsende Hitler-Deutsch-

land noch den Krieg zu erklä-
ren, was den Beitritt zur UNO 
erleichterte. Stalins Gelüste 
auf türkische Gebiete zwan-
gen die Türkei in das ame-
rikanische Lager. Massive 
Dollarspritzen nicht nur im 
Rahmen des Marshall-Plans 
führten auch zu einer star-
ken militärischen Abhängig-
keit von den USA. Als zwei-
te Option schloss man sich 
1949 dem Europarat an, der 
aber keine Militärorganisa-
tion war. Priorität hatte 1952 
der Beitritt zum transatlanti-
schen Bündnis. Damit wurde 
die Türkei zu einem sicher-
heitspolitischen Eckpfeiler 
der NATO im Nahen Osten. 
Türkische Militärs waren die 
Garanten des kemalistischen 
Staates und des Bündnisses 
mit den USA. Dreimal (1960, 
1971 und 1980) schlugen sie 
zu, als der säkulare Staat in 
Gefahr schien, denn die Re-
Islamisierung hatte schon 
in den 1950er-Jahren einge-
setzt. Als US-Präsident Ken-
nedy in der Kubakrise 1962 
für den Rückzug der sowje-
tischen Militärbasen auf der 
Zuckerrohrinsel durch Chru-
schtschow US-Raketen aus 
der Türkei abzog, war dies die 
erste schwere Vertrauenskrise 
im Verhältnis zu Washington. 
Daran konnte auch zwei Jahre 
später die EWG-Assoziierung 
der Türkei wenig ändern. Mit 
Griechenland gab es trotz 
des Londoner Abkommens 
von 1954 Konflikte wegen 
Zypern und US-Sanktionen 
wie Waffenembargos gegen 
die Türkei, nachdem Anka-
ra im Zuge des griechisch-
zypriotischen Putsches 1974 
militärisch intervenierte, was 

bis heute zur Teilung der Mit-
telmeerinsel führte. Im Golf-
krieg 1991 hielt sich die Tür-
kei eher zurück, zumal schon 
zuvor Saddam Hussein die 
Kurden im Irak durch Giftgas 
bekämpft hatte. Die USA ließ 
man gewähren. Es blieb aber 
in Erinnerung, dass der US-
Krieg gegen Bagdad das tür-
kische Budget mit 30 Milliar-
den Dollar belastet hatte.  

Blick auf Europa

Nach dem Ende der Sowjet-
union im gleichen Jahr un-
terstützten die USA den tür-
kischen EG-Beitrittswunsch 
aus sicherheitspolitischen 
Gründen umso mehr. 1996 
trat ein singuläres Zolluni-
onsabkommen mit der EU 
in Kraft, gleichwohl die Tür-
kei schon seit 1987 um vol-
le Mitgliedschaft in Brüssel 
angesucht hatte. Die Erwar-
tungen wuchsen, als Ankara 
1999 den EU-Kandidatensta-
tus erhielt und 2005 auf an-
glo-amerikanischen Druck 
hin die Beitrittsverhandlun-
gen eröffnet wurden. Der 11. 
September 2001 hatte zudem 
gezeigt, wie wichtig mit der 
Türkei ein säkularer Staat in 
der Welt des Islam zur Ab-
sicherung des Westens war. 
Doch zeigte sie zwei Jahre 
später, dass sie nicht nach 
jeder ausländischen Pfeife 
zu tanzen gewillt war. Die 
Weigerung des türkischen 
Parlaments – trotz gesteiger-
ter amerikanischer Beste-
chungsversuche –, dem Auf-
bau einer Nordfront gegen 
den Irak im Golfkrieg 2003 
zuzustimmen, zwang die USA 
zu einer kompletten Umver-
legung ihres Aufmarschplans 

vom Süden aus und belastete 
das Verhältnis zwischen An-
kara und Washington einmal 
mehr. Trotz alledem blieb 
der Hafen Iskenderun für 
US-Logistik offen. Während 
des Konflikts zwischen Ge-
orgien und Russland wegen 
Abchasien und Südossetien 
2008 verhielt sich die Türkei 
abwartend, sprach sich nicht 
für einen georgischen Bei-
tritt zur NATO aus und stand 
auf Seiten der EU. Doch seit 
2009 stocken die Verhand-
lungen mit ihr und die Türkei 
zeigte fortan kein Interesse 
mehr daran, was auch Brüs-
sel erleichterte, hatte man 
doch genug eigene Proble-
me. Während des arabischen 
Frühlings 2011 vermittelte 
Erdogan im Libyen-Konflikt 

und signalisierte der arabi-
schen Welt, nicht auf Seiten 
der „westlichen Kreuzfahrer“ 
zu stehen. Durch die Ausset-
zung der Todesstrafe für den 
PKK-Führer Öcalan bahnte 
sich eine Normalisierung der 
belasteten Beziehungen zu 
den radikalen Kurden an, was 
den Interessen der EU ent-
sprach. Der seit drei Jahren 
verkündete Friedensprozess 
ist nun mutwillig unterbro-
chen worden. Erdogan dul-
dete nicht nur die Ausbrei-
tung des Islamischen Staates 
(IS), sondern unterstützte ihn 
auch in seinem Vorgehen u. a. 
gegen die Kurden im Irak und 
in Syrien, während die USA 
sie ihrerseits im Kampf gegen 
den IS mit Waffen versorgten. 
Der überraschende türkische 
Strategiewechsel des Dop-
pel angriffs auf IS und Kurden 
legte Auffassungsunterschie-
de mit den Europäern auch 
in der NATO offen. Ankara 
und Washington waren sich 
jedoch rasch einig: Wer den 
IS attackiert, darf auch die 
Kurden schlagen. Durch ei-
ne Politik der eisernen Faust 
will Erdogan innenpolitisch 
verlorengegangenes Terrain 
gutmachen. Er führt einen 
äu ßeren und inneren Krieg 
gegen Kurden und riskiert 
dabei einen Tanz auf dem 
heißen Vulkan. Allein in Is-
tanbul leben über 2 Milli-
onen Kurden und darüber 
hinaus noch viele verstreut 
über das gesamte Land, aber 
eben auch in Armenien, im 
Iran und Irak sowie in Syrien. 
Sie streben einen eigenen 
Staat an, was die Türkei we-
gen drohenden Souveräni-
täts- und Territorialverlusts 

nicht hinnehmen kann. In 
dieser Frage vor die Wahl ge-
stellt, entscheidet sie sich für 
die USA. Längst schon erlebt 
aber diese Region einen po-
litischen Flächenbrand mit 
Flüchtlingsströmen uner-
warteten Ausmaßes für die 
überforderte europäische 
Politik – auch als Folge einer 
gescheiterten amerikani-
schen Militärinterventions- 
und Besatzungspolitik.  

Der Frontstaat

Was ergibt sich aus dieser 
jüngsten Geschichte für Eu-
ropa? Im Ernstfall setzt An-
kara auf die NATO. In die-
sem Bündnis zählt nicht die 
Stimme eines Kleinstaats, 
sondern letztlich die Macht-
politik der Mitglieder mit den 
stärksten Armeen: Das sind 
die USA und die Türkei. Bei-
de ziehen einen Souveräni-
tätsverzicht – wie im Rahmen 
der EU üblich – gar nicht in 
Betracht. Die Türkei ist auch 
nicht mehr ein Vermittler im 
Nahen Osten oder ein Brü-
ckenland nach Mittelasien 
(wie EU-Beitrittsbefürworter 
vor Jahren noch geopolitisch 
und -strategisch argumen-
tiert hatten), sondern in-
zwischen ein Frontstaat, der 
Krieg führt und Minderhei-
tenrechte im In- und Ausland 
verletzt. Die EU selbst hat mit 
dem prekären „Euroland“ 
Griechenland, dem im Krieg 
mit Russland befindlichen 
EU-Assoziierten Ukraine und 
den EU-widerspenstigen Bri-
ten die nächsten Jahre genug 
am Hals und der im Blut von 
Krieg und Terror schimmern-
de Halbmond ist von EU-Eu-
ropa ferner denn je.
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